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Vorwort 

Dieser Schrift  liegt meine Dissertation zugrunde, in der Recht-
sprechung und Literatur bis zum 30. 6.1965 berücksichtigt waren. In-
zwischen sind einige weitere Beiträge zu dem hier behandelten Fra-
genkreis erschienen, die eine Neubearbeitung angezeigt erscheinen 
ließen. Erinnert sei nur an das Buch von Lerche,  Werbung und Ver-
fassung (1967). Die Auseinandersetzung mit Lerche machte die Um-
gliederung und teilweise Neuauffassung  des Ersten Abschnitts erfor-
derlich. Die Behandlung einiger Spezialf ragen wurde ergänzt; um 
hierfür  Raum zu gewinnen, habe ich den Abschnitt über die prak-
tische Durchsetzung der inneren Geistesfreiheit  gestrichen, der wegen 
des Standes der Gesetzgebung nicht sehr ertragreich sein konnte. Hin-
weise auf die Rechtsschutzprobleme sind dafür in die anderen Ab-
schnitte aufgenommen worden. Rechtsprechung und Literatur sind 
jetzt bis zum Stande vom 30. 9.1967 eingearbeitet. 

Danken möchte ich an dieser Stelle insbesondere Herrn Prof.  Dr. 
Ridder,  der die Arbeit beaufsichtigt und vielfach gefördert  hat; Herrn 
Prof.  Dr. Scheuner  für zahlreiche Anregungen; und von den Vertre-
tern der psychologischen Wissenschaft vor allem Herrn Prof.  Dr. 
Thomae  und Herrn Priv.-Doz. Dr. Fröhlich  vom Psychologischen In-
stitut der Universität Bonn sowie Herrn Prof.  Dr. Spiegel,  die mit Rat 
und Kr i t i k an der Untersuchung Antei l genommen haben. Zu danken 
habe ich schließlich auch Herrn Ministerialrat a. D. Dr. J. Broermann, 
der die Aufnahme der Arbeit in seine Schriftenreihe  ermöglicht hat. 

Kiel, im Oktober 1967 Heiko  Faber 
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Einleitung 

Moderne Wah lp laka te zeigen einen m e r k w ü r d i g e n Schwund des ge-
druck ten Textes1 . A n die Ste l le der A u f r u f e  u n d Mani feste v o n ehe-
dem ist die „ V a t e r - I m a g o " getreten 2 . Längs t g i l t auch f ü r Deutsch-
land, was be i amer ikanischen W a h l k ä m p f e n bek lag t w u r d e : „D ie 
Vors te l lung , m a n könne Kand ida ten f ü r e in hohes A m t anpreisen w i e 
Frühs tücks f locken. .  .3 . " D ie Par te ien bedienen sich zunehmend der 
Meinungsforschung 4 ; sie schrecken auch n icht davor zurück, t ie fen-
psychologische Erkenntn isse i n i h re r Propaganda anzuwenden. So l ieß 
sich die Democrazia Chr is t iana i m i ta l ienischen W a h l k a m p f des Jah -
res 1964 v o n den M i t a r b e i t e r n des Freud-Anhängers Dichter  beraten 5 . 

1 Vgl. die Zusammenstellung deutscher Plakate in: Arnold  (Hg.), Anschläge, 
Deutsche Plakate als Dokumente der Zeit 1900—1960. 

a Zum Begriff  „Vater-Imago" vgl. Freud,  Zur Dynamik der Übertragung, 
Gesammelte Werke Bd. V I I I , S. 366; zur Anwendung in der politischen 
Werbung vgl. Packard,  Die geheimen Verführer,  S. 218, 222; Hofstätter,  Die 
Psychologie der öffentlichen Meinung, S. 94 ff.;  Spiegel,  Die Struktur der 
Meinungsverteilung im sozialen Feld, S. 32; Wahl,  The Relation Between 
Primary and Secondary Identifications: Psydiiatry and the Group Sciences, 
S. 276; Renneker,  Some Psycodynamic Aspects of Voting Behavior, S. 404. 

3 Packard  a.a.O., S. 239; vgl. auch Ridder,  Wettbewerbsbeschränkungen, 
in: Festschrift für Franz Böhm, S. 32 („Amerikanisierimg der Wahlkampf-
methoden"). — Mit dem obiter dictum, die staatliche Finanzierung eines 
„angemessenen Wahlkampfes" sei zulässig (BVerfG  20/56 ff.,  113), hat das 
Bundesverfassungsgericht  eine fatale Alternative geschaffen:  Entweder muß 
der Steuerzahler nun auch noch den werbepsychologischen Mißbrauch seiner 
eigenen „Tiefenperson" finanzieren; oder der Gesetzgeber bestimmt ein 
System förderungswürdiger  Wahlkampftugenden (in diesem Sinne bereits 
Mußgnug,  Die staatliche Finanzierung von Wahlkämpfen, NJW 1966/1686 ff., 
1691; die Konsequenzen werden deutlich bei der Überlegung, daß wohl 
Musikkapellen, nicht aber Kabaretts angemessene Mittel politischer Stim-
menwerbung seien, a.a.O. S. 1690). Der Fehler liegt letzten Endes darin, daß 
die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts  den Parteien mit der ande-
ren Hand das wiedergibt, was sie ihnen mit der einen — zu Recht — 
genommen hatte. 

4 Zuerst die FDP (1950): Schmidtchen,  Die befragte Nation, S. 108; Elisa-
beth Noelle,  Auskunft über die Parteien, S. 30. 

8 Steiner, Les élections au sex-appeal. Dichter betreibt in Croton-on-Hud-
son bei New York das „Institute for Motivational Research". Nach ersten 
Aufträgen für die „Ivory"-Seife und die Zeitschrift Esquire wurde er be-
rühmt durch eine Motivforschungsstudie für die Firma Chrysler in den 
Jahren 1939—1940 (auszugsweise abgedruckt bei Dichter,  Strategie im Reich 
der Wünsche, S. 347 ff.).  Dichter hat auch an der Wahlpropaganda Kennedys 
mitgewirkt (Steiner a.a.O.). — Große amerikanische Werbeagenturen (Young 
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Das Trommelfeuer  der Boulevardpresse, die stillschweigenden Tabus 
großer Tageszeitungen, der Kampf aller gesellschaftlichen Mächte um 
den beherrschenden Einfluß auf Rundfunk und Fernsehen vervoll-
ständigen das Bi ld: Die öffentliche  Meinung w i rd in immer stärkerem 
Maße gelenkt. 

Die Einsicht in die Anfäll igkeit der Massen gegenüber irrationalen 
Einflüssen ist nicht neu. Die Kulturkr i t iker, von Gustave  Le Bon6 bis 
Vance  Packard 7, haben ihr reichliche Aufmerksamkeit  geschenkt. Da 
nun die demokratische Verfassung psychologische Vorgänge wie Mei-
nungsbildung und Wahlentscheidung zu ihrer rechtlichen Grundlage 
gemacht hat, w i rd man vermuten, daß die „Außenlenkung"8 dieser 
seelischen Abläufe zu einem Kardinalproblem des Staatsrechts9 ge-
worden sei. 

Hinweise und Andeutungen, die in diese Richtung gehen, sind al-
lerdings zahlreich. Schon Carl  Schmitt  hat den Ersatz des „Arguments 
im eigentlichen Sinne" durch die „plakatmäßig eindringliche Sugge-
stion" festgestellt 10, und wenn er in diesem Zusamenhang den tiefen-
psychologischen Begriff  des „Symbols" erwähnte11, dann war er seiner 
Zeit um dreißig Jahre voraus. Nach dem Zusammenbruch der natio-
nalsozialistischen Propagandamaschine häufen sich die Kassandra-
Rufe. So stellt Bauer  den politischen Streik in den größeren Zusam-
menhang der „pressure politics", der „Herrschaft  über die Seele"12 

und des „manufactured w i l l " 1 8 . Ridder 14 beschwört den „perversen 

& Rubicam, Mc Cann-Erickson) beschäftigen sich gleichfalls intensiv mit 
Tiefenpsychologie. Einer der ersten neben Dichter auf diesem Gebiet war 
Cheskin  (Color Research Institute of America, seit 1935). — Zu den Einzel-
heiten vgl. Martin  Mayer,  Madison Avenue, S. 113, 298; Packard a.a.O., 
S. 37, 43, 48; Bongard , Männer machen Märkte, S. 27 ff. 

« Die Psychologie der Massen. 
7 Die geheimen Verführer. 
8 Riesman , Die einsame Masse, S. 51. 
9 Vgl. Zippelius,  Demokratie und Meinungslenkung, JuS 1965/379 ff., 379: 

„Es ist einer der Alpträume der Demokratie, daß ihr die Freiheit auf leisen 
Sohlen gestohlen werde." 

Die geistesgeschichtliche Lage des heutigen Parlamentarismus, S. 11. 
Vertieft wurden Carl Schmitts Gedanken zur „freien Werbung" von Johanna 
Kendziora t Der Begriff  der politischen Partei im System des politischen 
Liberalismus, Diss. Berlin 1935, S. 42 ff.  (wobei freilich die zeitbedingte 
Tendenz zutage trat). 

a.a.O. 
« Bauer , Politischer Streik und Strafrecht,  JZ 1953/649. 

Von Bauer zitiert aus Schumpeter,  Capitalism, Socialism and Democracy; 
deutsche Ausgabe: Kapitalismus, Sozialismus und Demokratie, S. 418 („fa-
brizierter Wille"). 

1 4 Meinungsfreiheit, in: Neumann-Nipperdey-Scheuner  (Hg.), Die Grund-
rechte, Handbuch, Bd. 2, S. 246. 
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Einbruch der Technik in die leib-seelisch-geistigen Zusammenhänge" 
und Scheuner  konfrontiert  die „anthropologische Grundannahme" der 
Demokratie mi t den „Merkmalen der modernen Massengesellschaft"16. 
Jensen16 beschreibt den „Riß" zwischen Verfassung und Verfassungs-
wirklichkeit, begnügt sich dann aber im wesentlichen mi t einer „ku l -
turgeschichtlichen" Erklärung dieses Spannungsverhältnisses. Herbert 
Krüger , der die Verlagerung staatlicher Macht von der physischen 
Gewalt auf unmerkliche Methoden „glatter" Willensbeeinflussung 
eindringlich analysiert hat, bemerkt: „Gefährdet ist heute nicht 
eigentlich die Freiheit der Meinungsäußerung,  sondern die Freiheit 
der Meinungsbildung17." Auch Adolf  Arndt  betont die Verschiebung 
der Angriffsweisen;  er sieht die öffentliche  Meinung im 20. Jahrhun-
dert „ungleich wen iger . . . durch die bewaffnete  Polizei gefährdet als 
durch ganz andere Arten und Mit te l der Manipulation"18 . Adolf Arndt 
sucht nun, der körperlich-physischen Bewegungsfreiheit  die geistig-
psychische Bewegungsfreiheit,  das „Rechtsgut menschlicher Mündig-
kei t"1 9 , zur Seite zu stellen. Damit setzt eine Entwicklung ein, die über 
Ramm (Freiheit des Denkens)20 bis zu Kimminich  (Freiheit zur gei-
stigen Tat)21 führt:  Zögernd w i rd der Schritt von sozialpsychologischen 
Bestandsaufnahmen zur Frage nach einer einschlägigen Norm getan. 
Während Adolf Arndt, dem Begriff  der öffentlichen  Meinung zuge-
wandt, und Ramm, auf die Willensbildung von Verbänden konzen-
triert, die seelische Autonomie nur beiläufig erörtern, steht sie bei 
Kimminich in einem Teilaspekt — als die „Freiheit, nicht zu hören" 
— im Mittelpunkt. Aber auch er verläßt den Kreis behutsam tasten-
der Fragen nicht. 

iß Das repräsentative Prinzip in der modernen Demokratie, in: Verfas-
sungsrecht und Verfassungswirklichkeit,  Festschrift für Hans Huber, S. 223. — 
Der moderne Zeitungsleser wird anschaulich beschrieben von Koblitz-Rich: 
„Der Fall von Mr. John Bürger" (in: Flechtheim , Hg., Grundlegung der 
politischen Wissenschaft, S. 342). Sehr viel optimistischer ist Baschwitz,  Die 
Intelligenz des Publikums, in: Festgabe für Karl Weber, S. 127 ff. 

1 6 Das Grundrecht der Meinungsfreiheit unter dem Blickwinkel moderner 
Methoden der Beeinflussimg der Meinungsbildung, Diss. Hamburg 1960, 
insbesondere S. 41 ff., 86. 

17 Der Rundfunk im Verfassungsgefüge  und in der Verwaltungsordnung 
von Bund und Ländern, S. 45 Fußnote 1. 

iß Begriff  und Wesen der öffentlichen Meinung, in: Löffler  (Hg.), Die 
öffentliche  Meinung, S. 2. 

i» a.a.O. S. 9, 15. Die dort auftauchende Konzeption der „Wissensfreiheit" 
(S. 11; auch schon bei Scholler , Die Freiheit des Gewissens, S. 207 f.) hat 
Adolf Arndt später weiter ausgebaut (Die Rolle der Massenmedien in der 
Demokratie, S. 10 ff.). 

20 Die Freiheit der Willensbildung, S.21. 
21 Die Freiheit, nicht zu hören, Staat 1964/82. 
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